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Mein Gaskriede
Südwestdeutsche GaS -A . G . und Hekoga - VertrLge

mit Ruhr und Saar über Ferngasbezug
Am 18. Januar hat in Heidelberg eine Auf -

sichtsratssitzung der Südwestdeutschen Gas - AG .
stattgefunden , die sich eingehend mit der Prü -
fung der Verträge der Hekoga mit der Ruhr und
Saar wegen des Bezugs von Ferngas beschäf-
tigt hat . Es wird uns darüber u . a . geschrieben :

Der Aufsichtsrat fei einstimmig zu der Feststellung gelangt ,
Haß die Vertragsentwürfe in keiner Weise eine geeignete
Mrundlage für die Zusammenarbeit zwischen Hekoga und
Süwega in der Ferngasfrage darstellen , so sehr die Süwega
»lach wie vor der Überzeugung sei , daß ein Zusammengehen
jpon Hekoga und Süwega vor Abschluß von Ferngasverträ -
gen die einzig richtige und tragbare Lösung darstelle . Im
einzelnen begründet die Süwega ihre Stellungnahme wie
[folg ! : Die Preise böten keinen Anreiz gegenüber den gegen -
hyärUgen und demnächstigen Erzeugungskosten bei Erweite »
isung der eigenen Anlagen . Jedem größeren modern einge -
Richteten Gaswerk sei es heute bereits möglich , mit diesen
Dreisen in Konkurrenz zu treten . Es sei volkswirtschaftlich
nicht zu verantworten , große Kapitalien in Fernleitungen zu
investieren ohne entsprechenden Nutzeffekt . Die Aufgabe
jpiner großen modernen Erzeugungsanlage oder der Verzicht
auf eine wirtschaftlich zweckmäßige Erweiterung komme nur
»n Frage , wenn ganz wesentliche Vorteile für die Verbrau -
Her sich ergeben . Die vollkommene Abhängigkeit des Gas -
Oreises von jeder Lohn - und Kohlenpreissteigerung , wie sie
der Vertragsentwurf vorsieht, bedeute einen wesentlichen
Nachteil gegenüber dem seitherigen Zustand , da es den ört -
ilichen Gaswerken bisher immer gelungen ist , durch Ratio -
mlisierung und technische Verbesserungen bei steigenden Koh-
enpreisen und Löhnen die Erzeugungskosten zu senken . Die
Qualität des angebotenen Zechengases entspreche nicht den
Forderungen des Deutschen Vereins von Gas - und Wasser -
achmännern . Die Höhe der nicht brennbaren ( inerten ) Be -
tandteile , gehe wesentlich über die normale Höhe hinaus .
Dazu kommt , daß die ganzen Bestimmungen bezüglich der
Qualität lediglich „Soll " - und nicht „ Muß " -Bestimmungen
ins . Der RuHr und Saar wird durch eine Anzahl von Be -
timmungen ein schwerwiegender Eingriff in die Tarifhoheit

Ser
Kommunen eingeräumt . Die Festlegung verschiedener

ireise für sogenanntes Kommunal - und für Jndustriegas ist,
Pom Standpunkt der Kommunalpolitik aus gesehen , undis -
ßutierbar . Nach den Vertragsentwürfen sei das gesamte
Risiko des Ferngasbezugs der Hekoga auferlegt . Die Be -
Kimmung in den Verträgen , daß die Kosten für Streiks und
Aussperrungen dem Abnehmer zur Last fallen , ist unbillig .
Die Bestimmung , daß der Ruhr die Weiterlieferung des Gases
zu den vertraglichen Bedingungen bei Vorliegen einer gün -
[tigeren Verwertungsmöglichkeit infolge von Produktions -
Lnderungen nicht zugemutet werden kann , ist unannehmbar ,
da zudem die Hekoga in einem solchen Falle nicht die Möglich -
feit habe , eine eigene Gaserzeugungsanlage zu errichten .

Eine Großgasversorgung Deutschlands nach dem Muster der
vorliegenden Verträge sei undenkbar . Der Aufsichtsrat der
Süwega kommt auf Grund der eingehenden Prüfung der Ver -
träge erneut zur Überzeugung , daß lediglich die Gruppeugas -
Versorgung , evtl . mit Zusatz von Zechengas , für unser Wirt -

chaftsgebiet die geeignete Grundlage für die Regelung der'
erngasfrage bilden kann . Nur durch die Gruppengasversor -
ung werden die Fragen der Betriebssicherheit , der billigsten"
äsproduktion und -Verteilung , der Beibehaltung der jetzigen

hohen Gasqualität , deS notwendigen kommunalen Einflusses
puf den Brennstoffmarkt und der vollkommenen Unabhängig -
reit in der Tarifgebarung gewährleistet . Eine Zusammenarbeit
in diesem Sinne zwischen Hekoga und Süwega wird nach'
!wie vor von dem Aufsichtsrat der Süwega im Interesse
ittner für beide Teile zweckmäßigen Regelung der Gasversor -

eaung

für die einzig richtige Lösung gehalten . Auf der Grund -
5«ge der vorliegenden Vertragsentwürfe der Hekoga mit der

uhr und Saar kann jedoch diese Zusammenarbeit nicht her -
igcfnhrt werden .

Wieder ernste Lage Paraguay -Bolivien
WTB . Washington , 21 . Jan . (Tel .) . Vor einigen Tagen war

es an der Grenze zwischen Bolivien und Paraguay zu einem
Zwischenfall gekommen. Eine bolivianische Patrouille hatte sine
paraguahanische Truppenabteilung in der Nähe von Puerto
Casado angegriffen , wobei es einen Toten gab . Der Geschäfts -
träger Paraguays in Washington teilte nun heute im Staats -
departement mit , er befürchte , daß ein Konflikt bevorstehe .
Seine Regierung habe ihm zur Kenntnis gebracht , daß der
bolivianische Oberbefehlshaber , General Kunz , den allgemeinen
Nngr !ff auf die paraguayanische Grenze befohlen habe.

Der Bericht der Haager Delegation . Reichsminister Or. Kur-« u» erstattete am Dienstag dem Reichspräsidenten ausführlich
Bericht über die Haager Verhandlungen . Der Reichspräsident
sprach der deutschen Delegation Dank und Anerkennung sür
thre Arbeit und Haltung aus .

Der Reichspräsident empfing heute den Kommissar des Völker-oundes in Danzig , Graf Gravi »».
Moldenhauers Sanierungsplan . Im Plenum des Reichstags,das sich bekanntlich am Donaerstag zur Beratung über den Ent-

Wurf des Zündholzmonopolgesetzesversammelt, wird Reichsfinanz-
Minister Dr. Moldenhauer, der damit zum ersten Male vor die
Vollversammlung tritt , voraussichtlich auch seinen Plan zur Sanie -
**«8 des Etats skizzieren .
, Fortsetzung der Saarverhandlungen . Der Führer der deut.
schen ^Saardelegation , Staatssekretär a . D . Or v . Simsen , ist
Sur Fortsetzung der deutsch-französischen Saarverhandlungenwieder in Paris eingetroffen .

Letzte Nachrichten .
Sitzung des « eicksksbinetts

Berichterstattung über den Haag
? . Be rlin , 22. Jan . (Priv .- Tel.) Das Reichskabinett

ist heute vormittag um 11 Uhr unter Borsitz des Reichskanzler?
zusammengetreten, um die Berichte des Reichsaußenministers
vr . Curtius und der übrigen Delegierten über die HaagerBer »
Handlungen entgegenzunehmen.

Der neue amerikanische Wotsckatter
Abreise nach Deutschland

MTB . New York , 22. Jan . (Tel.) Der neue Botschafter
der Bereinigten Staate » für Deutschland , Surfett, mit Frau wer¬
den heute mit dem Dampfer „President Harding" über Plymouth ,
London , H»et van Holland « ach Deutschland abreisen .
Botschafter Sackett gedenkt, etwa am 5. Februar in Berlin einzu»
treffen.

Der Botschafter empfing gestern abend den New-Aorker Vertreter
des WTB ., dem er auf seine Bitte um eine Äußerung für das
deutsche Volk folgendes sagte : Ich verlasse mein Heimatland mit
dem Wunsche, dem deutschen Boll die Gefühle der Zuneigung und
der Freundwilligkeit zu übermitteln , welche unsere Nation hegt.
Ich hoffe aufrichtig, daß ich dazu beitragen darf , die Bande , die
unsere beiden Länder verbinden, noch enger zu knüpfen . Mit
Spannung sehe ich unserem Leben in Berlin und der freund «
liehen Aufnahme entgegen, deren wir gewiß sein dürfen . Und
ich kann Ihnen versichern, daß meine Frau und ich bestrebt sein
werden , in Deutschland enge und dauernde persönliche Bezie-
Hungen anzuknüpfen . Ich bin gewiß, daß wir während unsere ?
Aufenthalts in Deutschland ein ununterbrochenes Wachsen des
gegenseitigen Vertrauens erleben werden, welches unter der ge-
meinsamen Fürsorge meiner verehrten Vorgänger und der her-
vorragenden Männer , die als Botschafter Deutschlands in den
Vereinigten Staaten die Freundschaft unserer beiden Nationen auf
breitester Grundlage aufbauten , bereits so schön erstarkt ist.

*
WTB . Berlin , 22 . Jan . (Tel .) Der scheidende amerikanische

Botschafter , Jakob Gould Schurinan hat an Reichspräsident von
Hmdenburg von Bord des Dampfers „George Washington " nach-
stehendes Telegramm gerichtet:

„Beim Verlassen der deutschen Gewässer ist es mir ein Her -
zensbedürfnis , meine große Hochachtung und Verehrung für Ew .
Exzellenz nochmals zum Ausdruck zu bringen, sowie die dank-
bare Anerkennung , mit der ich des besonderen Vertrauens und
der Freundlichkeit stets gedenken werde, die mir während der
letzten fünf Jahre entgegengebracht wurden seitens Ew . Exzellenz
und der Reichsregierung sowohl , als auch de» deutschen Volkes,
das ich seit ' fünf Jahrzehnten kenne und bewundere , und dem ich
beim Abschied aufs herzlichste Wohlergehen, Glück und alles Gute
wünsche. gez . Jakob Gould Schurman .

"

Die Stützung des Roggenpreises
WTB . Berlin , 22 . Jan . (Tel .) In einein Teil der Presse wird

die Nachricht verbreitet von der bevorstehenden Einbringung eines
Roggenbrotgesetzes. Wie wir dazu von unterrichteter Seite er-
sichren, liegt ein Gesetzentwurf in der angedeuteten Richtung vor-
läufig nicht vor. Tatsache ist jedoch, daß mit Rücksicht auf die
katastrophale Lage am Roggenmarkt über das Problem der Rog -
genstützung seit längerer Zeit Erwägungen schweben , die sich vor-
aussichtlich in allernächster Zeit , zu konkreten Vorschlägen verdichten
werden .

Der volkswirtsehaftliche Ausschuß des Reichsrates und des
Reichstages werden sofort nach Zusammentreten des Reichstages
über die weitere Regelung des Bermahlungszwanges gutachtlich
gehört werden . Der Reichsminister für Ernährung und Land -
Wirtschaft beabsichtigt, den zur Zeit festgesetzten Vermahlungssatz
für Jillandsweizen von 50 Prozent auch für den Monat Februar
festzusetzen. Das Reichskabinett wird sich bereits in einer seiner
nächsten Sitzungen mit dieser Frage beschäftigen.

*
Der „Demokr . Zeitungsd .

" hatte mitgeteilt , es sei an eine
Maßnahme gedacht , wie sie vor kurzem in München bereits
durchgeführt worden ist . (Wir berichteten gestern darüber . )

Der Geschmack der Verbraucher am Roggenbrot soll dadurch
gefördert werden , daß man Vorsorge trifft , daß das Roggen -
brot an Stelle des üblichen aus gemischtem Mehl bestehenden
Schwarzbrotes als

^ reines Roggenbrot in den Handel gebracht
wird , und zwar dürften diesem Roggenbrot höchstens 5 Proz .
von anderem Mehl beigemengt werden . Ein solches Roggen -
brot wird durch eine Siegelmarke als Markenbrot gekenn -
zeichnet sein . Eine Entscheidung über die geplanten Maß -
nahmen ist noch nicht gefallen .

Die Leitung der BZZ .
WTB . Amsterdam, 22 . Jan . (Tel .) . Einer Information dkS

„ Algemeen Handelsblad " zufolge , die das Blatt von gut ein -
geweihter Seite erhalten haben will , soll der Präsident der
Federal Reservebank of New Kork, Mac Garrah , der bisher
auch Mitglied des Verwaltungsrats der Deutschen Reichsbank
ist, als ernsthafter Kandidat für den Poste» des Präsidenten
der Bank für den Internationalen Zahlungsausgleich in Frage
kommen .

Konferenz der Finanzminister . Gegenüber den verschiedenen
Meldungen , daß in Berlin eine Konferenz der Ministerpräfi -
denken der Länder stattfinden soll, hören wir von zuständiger
Seite , daß eine solche Konferenz nicht geplant fei . Es . fei viel -
mehr nur eine Konferenz der Finanzminister der Länder in
Aussicht genommen , deren Termin aber noch unbestimmt sei.

* S >ie Londoner
Flottenkonkerenz .

Die Londoner Flottenkonferenz , die gestern feierlich
eröffnet worden ist, und an welcher die Vertreter der so-
genannten „fünf großen Seemächte " England , Nord -
amerika , Frankreich , Japan und Italien teilnehmen ,
könnte nur dann zu einem wirklich welthistorischen Er -
eignis werden , wenn der Antrag , der angeblich von
Mussolini beabsichtigt ist, wirklich eingebracht und wirk-
lich angenommen würde , nämlich der Antrag , daß alle
Seemächte abrüsten , und daß lediglich eine von samt -
lichen Staaten gebildete Polizeiflotte bestehen bleibt . Das
wäre gewiß ein Antrag , der mit einem Schlage der Ab-
rüstungsidee ein praktisches Fundament verleihen würde .
Aber gerade , weil dem so ist, ist nicht damit zu rechnen,
daß er ernsthaft diskutiert wird . Wenigstens auf dieser
Konferenz noch nicht !

Zudem weiß man ja auch bereits , daß Mussolini nicht
etwa als wahrer Freund der Abrüstungsidee seinen Vor -
schlag im Busen wälzte , sondern dabei von Gründen
italienischer Jnteressenpolitik ausging . So , wie die Dinge
nach den bisherigen Wahrnehmungen in London Verlan -
feit werden , muß Italien befürchten , daß es bei allen Be -
Müssen unter die Räder kommt . Praktisch wird es sich
bei den Arbeiten der Londoner Konferenz vor allem um
die sogenannte Kreuzerfrage handeln , das heißt um die
Frage , .wie viele Kreuzer eines ganz bestimmten Typs
den einzelnen großen Seemächten zustehen sollen. Musso -
lim ist hier insofern in einer schwierigen Lage , als die
beiden angelsächsischen Mächte , Amerika und England ,
wohl im wesentlichen Hand in Hand gehen werden , zu-
mal , nachdem Macdonald den Grundsatz anerkannt hat ,
daß Nordamerika eine gleichstarke Flotte wie Groß -
britannien beanspruchen dürfe . Die amerikanischen Vor -
schlage über das Seehandelsrecht der Neutralen in einem
Kriege sind allerdings so beschaffen, daß sie bei ihrer
Annahme die Seeherrschast Englands schwer beeinträch -
tigen müßten . Aber wahrscheinlich sind diese Vorschläge
nur als ein Druckmittel gedacht, mit welchem die ameri -
kanische Diplomatie jenachdem in der Richtung einer all -
gemeinen Abrüstung oder zum Zwecke einer Einschüch-
terung Englands operieren könnte .

Jedenfalls hat Italien keine Aussicht, von sich aus
eine amerikanisch - englische Übereinstimmung zu erschüt¬
tern . Was aber die Nachbarmacht Frankreich anlangt ,
so besteht hier eine offenkundige Rivalität zwischen den
beiden Staaten , eine Rivalität , die vor allem durch die
Probleme der Mittelmeerpolitik bedingt ist . Sicherlich
wird Italien an Frankreich kaum einen Bundesgenossen
für seine eigenen Forderungen haben . So drängte sich
wohl ganz von selbst der Vorschlag einer allgemeinen Ab-
rüstung zur See als das beste Mittel auf , um Italiens
Interessen zu nutzen . Allerdings ist dieser Vorschlag, wie
gesagt , bis jetzt noch nicht offiziell eingebracht worden .

Die Differenzen , die auf der Londoner Konferenz zu
erledigen sind , sind recht bedeutend . Außer der schon er-
wähnten Kreuzerfrage spukt wieder das Problem der
„ nationalen Sicherheiten " herum . Frankreich möchte
nur zu gerne einen Zusatz zum Kelloggpakt beschlossen
sehen , wonach alle Unterzeichner , also auch die Vereinig -
ten Staaten , sich feierlich verpflichten , eine Verletzung
des Paktes mit der Sperrung der Zufuhren zur See zu
beantworten . Weiter spielen eine Rolle : der Vorschlag
ewes Mittelmeerpakts , das Machtverhältnis der einzel -
nen Staaten bezüglich der Schlachtschiffe — ein Problem ,
an welchem vor allem Japan und die angelsächsischen
Mächte interessiert sind — , und das Problem einer Be-
schränkung der Rüstnng in - der Luft . Schließlich wird
auch noch von der Möglichkeit eines Ärmelkanalpaktes
gesprochen .

Einstweilen sind ja die fünf großen Seemächte unter
sich . Aber schon jetzt wird hie und da die Notwendigkeit
angedeutet auch andere Staaten , wie z . B . Deutschland,
zu der Konferenz hinzuzuziehen . Durch den neuen deut -

schert Kreuzertyp (Ersatz Preußen ) hat ja die ganze Frage
der kampfmäßigen Einschätzung von Schlachtschiffen und

Kreuzern ein anderes Gesicht bekommen. Dieser kleine
deutsche Kreuzer besitzt nach der Meinung aller Fachleute
im Auslande eine derartige Überlegenheit in operativer
und artilleristischer Beziehung , daß dadurch — und na¬
türlich auch noch durch einige andere Momente — der
Wert der großen Schlachtschiffe wesentlich vermindert
wird . Für den Kriegsschiffbau und ' die Frage der Be-
Wertung der einzelnen Flottenstärken der Mächte tun



sich somit ganz neue Perspektiven auf . Und . da Deutsch-
laNd diejenige Macht ist , die mit ihrem neuen Kreuzer »
typ solches verursacht hat , könnte man es nur zu sehr be-
greifen , daß man auch sie zu den Besprechungen einladet .

Ikurze Macdricdten
Die Interalliierte Rheinschiffahriskonirolle stellt ihre Täiigkeit

ein. Die Tätigkeit der Rheinschiffahrtskontrolle ist jetzt auch in
der dritten Zone endgültig eingestellt worden und auch in letzter
Zeit kaum noch ausgeführt worden . Ein großer Teil der be-
schlagnahmten Boote ist den Besitzern zurückgegeben worden . Man
vermutet , daß die Abteilung in Ludwigshafen noch in diesem
Monat ihre Tätigkeit einstellt und sich auflöst . Bis zur endgül-
tigen Räumung bleibt aber der Kommission das Kontrollrecht vor-
behalten .

Aktion der Ostprovinzen . Laut „Germania " werden am
Freitag , den 24. Januar , die sechs Landeshauptleute der Pro -
vinzen Grenzmark -Posen - Westpreußen , Niederschlesien , Ober -
schlesien, Pommern , Brandenburg und Ostpreußen dem Reichs -
Präsidenten , dem Reichskanzler , dem Reichsinnenminister , dem
preußischen Ministerpräsidenten und dem preußischen Innen -
minister eine umfangreiche Denkschrift über die Notlage des
deutschen Ostens überreichen , in der diese eingehend geschildert
und Abhilfemaßnahmen gefordert werden .

Erkennungsnummern sür Wasserfahrzeuge ? Im Reichsver -
kehrsministerium finden laut „Berl . Tagebl ." zur Zeit Ver -
Handlungen statt , deren Ziel eine Neuordnung auf allen Ge -
wässern ist. Es hat sich herausgestellt , daß der ständig wach-
sende Verkehr auf dem Wasser einer Neuregelung bedarf , die
geeignet ist, die Sicherheit der Berufsschiffahrt , die gefährdet
erscheint , wiederherzustellen . Zu diesem Zweck wird eine Re -
glementierung aller Wasserfahrzeuge vorgenommen werden .
Genau wie jedes Automobil soll künftig jedes Wasserfahrzeug
eine Nummer erhalten , so daß bei jeder Störung des Wasser -
Verkehrs der Übeltäter sofort erkannt werden kann .

Austritt Geheimrat Payers aus der württembergischen De -
mokratischen Partei . Geheimrat Payer , der Senior der schwä-
bischen Demokratie , hat , wie aus Stuttgart gemeldet wird ,
infolge des Eintritts der Demokraten in die Regierung Bazille
seinen Austritt aus der Demokratischen Partei in Württem »
berg erklärt . Mit ihm sind auch noch die übrigen Mitglieder
der Familie Payer aus der Partei ausgetreten .

Stadträte und Volksbegehren . Der Halberstädter Regie -
rungspräsident hat , wie das „Verl . Tagebl ." meldet , die Wahl
zweier bürgerlicher Stadträte nicht bestätigt , weil sie sich am
Volksbegehren beteiligt haben .

Der sächsische Arbeitsminister Elsner ist nun , wie amtlich
mitgeteilt wird , zurückgetreten . Der Minister des Inneren
wurde beauftragt , bis auf weiteres die Geschäfte zu führen .

Max Quarck +. Der sozialdemokratische Führer Dr. Max
Ouarck ist in Frankfurt a . M ., 69 Jahre alt , gestorben .

Der österreichische Bundeskanzler Schober reist nach Rom . Er
wird die schon seit längerem geplante Reise am 31 . Januar
1930 antreten . In Rom werden Konferenzen über noch fchwe-
bende finanzielle und handelspolitische Fragen stattfinden .

Aus dem schweizerischen Bundesrat . In der Frage der
Schaffung eines besonderen Bundesamtes für die Elektrizi -
tätswirlschaft hat , wie aus Bern gemeldet wird , die Kommis -
sion des Nationalrates im November v . I . dem Vorschlag des
Bundesrates , ein solches Amt für Elektrizitätswirtschaft zu
schaffen , grundsätzlich einmütig zugestimmt , jedoch den Wunsch
geäußert , über diese Frage noch einen ergänzenden Bericht
des Bundesrates zu erhalten . Dieser Nachtragsbericht ist nun
am Dienstag vom Bundesrat genehmigt worden .

Das Eigentum der Heilsarmee . Der zuständige Richter hat ,
wie aus London gemeldet wird , die Testamentsvollstrecker des
verstorbenen Generals der Heilsarmee , Bramwell Booth , auf »
gefordert , dem neuen General , Higgins , das Eigentum der
Heilsarmee im Werte von mehreren Millionen Pfund Ster -
ling , zu dem auch Kapellen , Heime und andere Gebäude gehö-
ren , zu übergeben .

In Portugal hat sich ein neues Kabinett gebildet .
Bei der Eröffnung der gesetzgebenden Versammlung Indiens

in Neu - Delhi waren infolge des vom indischen Nationalkongreß
ausgesprochenen Boykotts von 145 Mitgliedern nur 73 anwe -
send . Die Versammlung nahm eine Entschließung an , die den
Vizekönig zu seiner Rettung be, dem nichtswürdigen Anschlag
auf seinen Zug beglückwünscht .

32 Morde in einem Jahr
Nach dem neuen „Wegweiser durch die Polizei ", den das

preußische Innenministerium für 1930 herausgegeben hat ,
winden 1929 in Berlin 32 Morde verübt , von denen bisher
zwei noch nicht aufgeklärt sind . Weiter kamen 14 Mordver¬
suche mit ebenfalls zwei unaufgeklärten Fällen zur Anzeige .
Von \3 Totschlägen ist nur einer bisher nicht aufgeklärt ,
während acht Totschlagsversuche zur Ermittlung der Täter
geführt haben . Dagegen sind von 277 Fällen von Raub und
räuberischer Er Pressung noch 164 unaufgeklärt und von 138
Versuchen zu diesen Verbrechen 93.

Wegen Erbschaftsstreitigkeiten kam es in der Familie des
Landwirts Hauptmann in Fritzlar zu heftigen Szenen und
Tätlichkeiten . Dabei ergriff , wie der „Lokalanzeiger " meldet ,der 42 Jahre alte Sohn ein Jagdgewehr und schoß seinen
greisen Vater hinterrücks nieder . Der Täter ist entflohen .

Wie Havas aus Candia , der Hauptstadt der Insel Kreta ,meldet , hat eine Feuersbrunst einen Teil der Stadt zerstört .

Wadisdies Tandestbeater

Gastspiel
Mady Christians — Ernst Deutsch

und Berliner Ensemble mit HanS Junkerman ».
Es erübrigt sich , Titel und Verfasser des aufgeführten Stückes

zu nennen , da es ein absolut bedeutungsloser , verstaubter , kitschi-
ger Schmarren ist, der nur das Ziel hat, der Hauptdarstellerin
Gelegenheit zu Kulissenreißertum zu geben. Mady Christians als
Hilmschauspielerin mag das gewohnt sein, aber daß ein so ernster
Darsteller wie Ernst Deutsch sich nicht für zu gut hält , um sichdarin vorzustellen, ist tief bedauerlich.

Mady Christians , eine gutgewachsene, elegant gekleidete Erschei-
nung , zeigte sich ihrer Rolle durchaus gewachsen und offenbarte
auf der Bühne ihr aus dem Film bekanntes Talent reicher Aus -
drucksmöglichkeiten. Aber einen stärkeren Eindruck hinterließErnst Deutsch mit seiner spröden und doch überaus modulations -
fähigen Stimme und seiner ungemeinen Beherrschtheit in Halwngund Gestik.

Daneben find noch Hans Junkermann mit guter Realistik der
Darstellung und Jaro Fürth zu nennen .

Prof . Dr. Karl Holl .

Thüringens Finanzlage
Gutachten de» Reichssparkommissars

Das nach zweijähriger Untersuchung aller Zweige der Lan -
desVerwaltung Thüringens vom Reichssparkommissar , Staats -
minister a . D . Dr. Saemisch , erstattete Gutachten über Spar -
Möglichkeiten im thüringischen Staatshaushalt ist jetzt iu Ge -
stalt eines 671 Seiten umfassenden Druckbandes den Abgeord -
neten des neuen Landtags übergeben worden .

Der Reichssparkommissar führt aus , der Fehlbetrag sei chro-
nisch geworden . Gewiß stehe Thüringen damit nichr vereinzelt
da . Sein Fehlbetrag gehe aber in eine Zeit zurück , in der diese
Erscheinung noch keineswegs allgemein und die steuerleistende
Wirtschaft noch nicht notleidend gewesen sei . Thüringen habe
kulturelle Aufgaben , insbesondere das Volksschulwesen , in
einer so großzügigen Weise ausgebaut , wie es reicheren Län -
dern als einstweilen noch nicht erreichbares Endziel vorschwebe.
Es habe vermehrten Schuldendienst nicht gescheut , um große
Verkehrs - und Gewerbeunternehmen zu finanzieren . Aber cs
sei nicht gelungen , an anderer Stelle Ersparnisse zu machen
oder die Einnahmen zu vermehren . Das Tempo des Fort -
schrittcs habe sich als zu schnell erwiesen , und das Defizit des
Haushaltes sei die natürliche Folge gewesen .

Die Ausgaben des Haushaltsplanes zeigen im allgemeinen
keine sinkende Tendenz . Im Gegenteil werden wichtige Positiv -
nen zwangsläufig weiter steigen . Auf der anderen Seite sei
bei den Einnahmen nicht mit spontaner Erhöhung zu rechnen .
Es bleibe nur übrig , den staatlichen Aufwand der gegenwär -
tigen Leistungsfähigkeit anzupassen . Erstrebenswerte Ziele , die
über die Kräfte der Jetztzeit hinausgehen , müssen einer glück-
licheren Zukunft überlassen bleiben .

Der Reichssparkommissar bezeichnet als vordringlich den Ab-
bau der schwebenden Schuld , wozu sich in der Veräußerung
entbehrlicher Vermögenswerte , und zwar aus dem Kapitalver -
mögen mit etwa 30 Millionen Ml und aus dem Verkauf von
verstreutem Besitz mit etwa 8 Millionen Reichsmark , Mittel
darböten . Soweit die Kürzung der Ausgaben nicht zum völligen
Gleichgewicht führe , müßten die Steuerreserven herangezogen
werden .

Die endgültige Deckung der bereits entstandenen Fehlbeträge
müsse im Gesetzeswege geregelt werden . Die Abstoßung dieser
Schuld sollte binnen längstens zehn Jahren beendet und die
Verwendung etwaiger Überschüsse kommender Jahre für die-
sen Zweck gewährleistet werden . Der Plan für die grundhafte
Instandsetzung der Staatsstraßen sei entsprechend der finan -
zielten Notlage einzuschränken und nach Möglichkeit zu strecken.
Das in den Staatsbetrieben und Beteiligungen festgelegte Ka -
pital sei soweit zu liquidieren , als nicht allgemeine staatliche
Interessen die finanziellen Rücksichten überwiegen .

Im einzelnen wird eine Verminderung der Zahl der Land -
tagsabgeordneten von 53 auf 43, eine Erhöhung der Dauer
der Legislaturperiode von drei auf vier Jahre und die Ein -
führung der zweijährigen Etatperiode vorgeschlagen . Der Ge -
danke liege nahe , nur noch einen Ressortminister zu bestellen ,
der sich allerdings in Fragen der Verwaltung auf die grund -
sätzlichen Angelegenheiten beschränken solle . Die Einrichtung
der Staatsräte (Regierungsmitglieder ohne Ressort ) , die nach
der Verfassung des Landes im Jahre 1935 wegfallen soll, könne
fortbestehen , da bisher schon bei der Bildung von Koalitionen
die politisch mitwirkenden Gruppen durch die Zuweisung von
Staatsräteposten ihre Mitwirkung in der Landesregierung sin -
den konnten .

In den Wirkungsbereichen der verschiedenen Ministerien
wird ein Abbau einer ganzen Reihe von Beamten und Ange -
stelltenstellen angeregt und als möglich nachgewiesen . Beson -

auch in Schulwesen und Schulverwaltung . Ferner wird die
Zusammenlegung einiger Landkreise und Landgerichtsbezirke
befürwortet . Die Rentämter sollen gänzlich verschwinden und
ihre Aufgaben auf andere , schon vorhandene Stellen übertra -
gen werden . Die Landestheater sollen wegfallen mit Aus -
nähme des Nationaltheaters in Weimar .

Das Urteil im Prozeß Lindemann
WTB . Berlin , 22. Jan . In dem aufsehenerregenden Prozeß

wegen den Kursireibereien mit den Aktien der Brandenburgi -
schen Holzindustrie AG ., der seit längerer Zeit eine Sonder -
abteilung des Schöffengerichts Berlin - Mitte beschäftigt hatte ,
wurde heute mittag von . Amtsgerichtsrat Keßner das Urteil
verkündet . Es wurde verurteilt wegen Betruges und Kurs -
treiberei sowie Vergehens gegen das Handelsgesetz Kammer -
zienrat Karl Lindemann zu 2 Jahren 3 Monaten Gefängnis ,
14 000 JM Geldstrafe und 3 Jahren Ehrverlust , Otto Linde -
mann zu 1 Jahr Gefängnis und 6000 Xti Geldstrafe , Gustav
Lindemann zu 1 Jahr 6 Monate » Gefängnis und 7000 TM
Geldstrafe , der Kaufmann Witz wegen Vergehens gegen das
Handelsgesetz zu 1000 JM Geldstrafe . Der Angeklagte Frost
wurde freigesprochen .

Gefälschte 100 - Tollar - Notey
Die Berliner Polizei sucht einen Banknotensälscher namens

Fischer , auf dessen Ergreifung eine Belohnung von 1000 JVtl
ausgesetzt ist. Das Auftauchen einer mit außerordentlicher Ge¬
schicklichkeit gefälschten amerikanischen 100-Dollar -Note verur -
sachte vor einiger Zeit in der Bankwelt große Beunruhigung .
Die Fälschung ist auf echtem amerikanischem Banknotenpapier
gedruckt und unterscheidet sich ihrem ganzen Aussehen nach nur
sehr wenig von den echten Noten . Die Fälschung wurde nach
einer Mitteilung des Schatzamtes der Bereinigten Staaten
bereits in mehreren europäischen Ländern ermittelt . Die Poli -
zei stellte fest, daß in Berlin ein gewisser Franz Fischer diese
Noten in den Verkehr gebracht hat .

*
WTB . Berlin , 22. Jan . (Tel . ) In der Angelegenheit der Fäl -

schung amerikanischer Hundertdollarnoten ist es der Kriminal -
Polizei bisher noch nicht gelungen , Genaueres über die Fäl -
scher und ihre Werkstatt zu ermitteln . Die technischen Einzel -
heiten der Falsifikate lassen erkennen , daß man es mit einer
vorzüglich aufgezogenen Organisation zu tun hat . Die Her -
steller müssen selbst von der Güte ihrer Fabrikate überzeugt
gewesen sein , da sie im Gegensatz zu sonstigen Fälschern es
wagten , ihre Falschstücke bei Banken abzusetzen . Das ameri -
kanische Schatzamt hat mitgeteilt , daß ihm die Fälschung von
Hundertdollarnoten bereits im Jahre 1928 bekannt war , aber
erst nach dem Auftauchen von 50 Falschstücken in Deutschland
konnte man annehmen , daß die Fälscher und Vertreiber jetzt
in Deutschland das Hauptabsatzgebiet suchten . Anscheinend
haben sie damit erst im Oktober v. I . begonnen . Den Fäl -
schern dürfte insofern ihr Handwerk gelegt sein , als inzwischen
durch Gesetz neue Notentypen für amerikanische Banknoten
festgelegt worden sind.

Ein seit Mai vermißter Oberrealschüler , Sohn eines Polizei -
Hauptkassierers in Nürnberg , wurde im Dickicht eines Woldes bei
Almooshof mit einer Schußwunde tot aufgefunden .̂ Neben ihm
lagen noch sein Fahrrad , seine Notentasche und die Schußwaffe .

In Braunschweig wurden vier Bankräuber zu insgesamt
28 Jahren Zuchthaus verurteilt .

Selbstverwaltung in Not
Von Bürgermeister vr . jur . Dr. phil . Horster , Waldshut

Als Beitrag zu Fragen der kommunalen Selbst »
Verwaltung und Steuergesetzgebung , über die in
manchen Einzelheiten auch innerhalb der Gemeinden
die Meinungen noch auseinandergehen , bringenwir die nachstehenden Ausführungen :

I .
Die Gemeinde ist der gesunde natürliche Mittelpunkt des

Gemeinschaftslebens eines Volkes . Sie fordert den Willen
zur gemeinsamen Arbeit , den tätigen Sinn für die Stadt , sie
verdorrt im Kampf des einen gegen den anderen , im Lärm
eines politischen Zieles . Auch in unserer modernen Volks -
und Weltwirtschaft ist eine Stadt immer noch so etwas wie
ein geschlossener Wirtschaftskomplex , innerhalb dessen eine
kluge und zielklare Kommunalpolitik den Zusammenhängen
Rechnung tragen muß , die zwischen dem Wohl und Wehe oes
einzelnen und demjenigen der Gesamtheit bestehen .

In diesen Zusammenhang gestellt , hat die Selbstverwaltung
ein eminent städtewirtschaftliches Mandat zu erfüllen , das von
den Mitgliedern der städtischen Korporationen und von der
Gesamtheit der Einwohnerschaft höchstes Verantwortungs -
bewußtsein und Einfühlung in die Bedürfnisse des städtischen
Organismus verlangt . Die städtische Selbstverwaltung ver -
langt , wenn anders sie nicht aus eigenem Segen zu einem
Fluch werden soll, die dauernde Einstellung der Parteien
auf das Gesamtwohl unter Verzicht auf politische Augen -
blickserfolge . Das Berlin der jüngsten Tage zeigt , wohin das
Verlassen dieses Bodens der Selbstverwaltung führt . In
keinem Verwaltungsorganismus wird sich ein Abweichen von
ihn, bei jedem einzelnen Einwohner unmittelbar so verhäng -
nisvoll auswirken , wie eben innerhalb der Gemeinde . Wo
das Wohl der Gesamtheit außer acht gelassen wird , kann keine
Selbstverwaltung gedeihen .

Es unterliegt gar keinem Zweifel , daß das Fehlen dieses
Geineinsinnes in der jetzigen Zeit das hohe Gut gemeindlicher
Arbeit in Form der Selbstverwaltung aufs ernsteste gefähr -
det. Das Schlagwort von der „ Schuldenwirtschaft der Ge -
meinden ", so sehr auch die darin liegende Verallgemeinerung
durch eine verantwortungsbewußte Aufklärungsarbeit der
kommunalen Spitzenverbände auf den wahren Wert unverant -
wortlicher kommunaler Ausgabewirtschaft im Einzelfall zu -
rückgeführt worden ist, hat für alle die Bestrebungen den Bo -
den vorbereitet , die auf eine Bevormundung der Kommunen
abzielen . Unter geflissentlicher Außerachtlassung der Tatsache ,
daß bei einer schwebenden Schuld der Städte von etwa
VA Milliarden Reichsmark die Schulden zum großen Teil
durch Ausgaben von elementarer Notwendigkeit , also sür Woh¬
nungsbau , Straßenbau , Schulen , Krankenhäuser und nament¬
lich für soziale Zwecke entstanden sind, daß ferner das gesamte
Deutschland sich seit Jahren in einer schwierigen Wirtschafts -
und Finanzlage befindet , daß es sich mithin hier keineswegs
um eine besondere Erscheinung bei den Kommunen handelt ,
habeil gewisse Gruppen und hat eine Presse , die in einem
hemmungslosen Herunterreißen aller städtischen Einrichtun -
gen ihre Hauptaufgabe sieht, mit diesem Schlagwort kom-
munalpolitische Geschäfte zu machen versuch : .

Die Handhabe für ihr Vorgehen bot diesen Gruppen die
Mangelhaftigkeit des derzeitigen kommunalen Besteuerungs -
shstems als eines solchen, in welchem zur Deckung des voran -
schlagsmäßigen Fehlbetrages überwiegend die Realwerte des
Grund und Bodens und des Gewerbes herangezogen werden .
Aus dieser Sachlage , an der die Gemeinden völlig schuldlos
sind , weil sie sich der Steuern zu bedienen haben , die ihnen
durch die Gesetzgebung zugewiesen sind , haben die genannten
Gruppen unter bewußter und gewollter Nichtachtung der kom-
rnuitaleii _ Ste uert eistunpea aus der Einkommensteuer so
etwas wie eine besondere „Kommunalpolitik der Zuschlag-
oder umlagepflichtigen Steuerzahler " herausgebildet , mit
einem kommunalpolitischen Programm , welches auf der einen
Seite rein negativ die städtische Ausgabewirtschaft im Jnter -
esse der Schonung der Steuerzahler bekämpft , auf der an -
deren Seite diese Steuerzahler in den Genuß möglichst hoher
Einnahmen aus der städtischen Ausgabewirtschaft setzen
möchte. Es erhellt , daß , vom Standpunkt des Geldbeutels
aus betrachtet , ein solches Programm vorübergehen !) zunächst -
wenigstens anziehend auf diejenigen Gruppen wirken muß ,
an die es sich wendet .

Die Verallgemeinerung de < Vorwurfes der Geldvergeu ,
dung und seine Loslösung von dem Sonderfall der einzelnen
Stadt mit ihren besonderen Verhältnissen , die Bezichtigung
bewährter Parteien mit verantwortungsloser FinanzwirtMaft ,
der Schrei nach einer Finanzkontrolle der Gemeinden durch
ihr wesensfremde Korporationen , dieses „über einen Kamm
scheren " aller kommunalen Verhältnisse durch eine mit Partei -
politischen Zielen arbeitende Kritik , hat eine Atmosphäre ge-
schaffen , die, unter Verzicht auf die naturgemäße organische
Problemlösung ini Rahmen der Selbstverwaltung , zu einer
Gefahr für diese Selbstverwaltung nnd das Wohl der Ein -
Wohnerschaft schlechthin werden kann .

Vor wenigen Tagen noch hat ein angesehener Führer der
Wirtschaft sich nicht gescheut zu erklären , daß die Gemeinden
miteinander wetteiferten , nicht wie früher , wer die niedrigsten
Steuern , sondern wer das höchste Defizit aufzuweisen habe .
Was Wunder , daß solche Behauptungen , von erfolglüsternen
Kommunalpolitikern in einer Zeit schwersten allgemeinen
wirtschaftlichen Tiefstandes an die Parteifahnen geheftet nnd
von Feinden der kommunalen Selbstverwaltung und der
öffentlichen Wirtschaft geflissentlich verbreitet , zu einer Dis »
kreditierung der kommunalen Finanzwirtschaft geführt haben ,
die nunmehr am Gebäude der Selbstverwaltung selbst rüttelt .
Denn was bedeutet es anders , wenn jetzt die gesamte kom¬
munale Finanzwirtschaft in weitem Umfang unter eine zen -
tral organisierte Kontrolle gestellt werden soll, wenn der Ruf
ganz allgemein nach Ausgabedrosselung , Rechnungsprüfung
und Staatskontrolle geht !

Es ist kaum ernstlich zu bestreiten , daß der Vollzug der
Drosselungsparole von sehr nachteiligen Folgen , namentlich
auch für die einheimischen Handels - und Gewerbekreise , be»
gleitet sein wird . Gerade unter diesem Gesichtspunkt betrach -
tet , erscheint die Verallgemeinerung der Forderung nament -
lich deshalb bedenklich, weil keineswegs die Finanzlage samt -
licher Kommunen eine gleich starke Art der Ausgabendrosse¬
lung verlangt . Vielmehr liegen doch die Dinge so , daß je
nach Umfang und Art der Schuldenlage bei mancher Gemeinde
die Durchführung eines , wenn auch beschränkten , Jnvestitions -
Programms vom Standpunkt der allgemeinen Wirtschaftslage
aus betrachtet , in Zeiten der Koniuntturbaisse , namentlich
auch im Interesse der Kräftigung der einheimischen Wirtschaft
vertretbar und erwünscht ist. Womit bewiesen sein dürfte :
nicht die Schädlichkeit der Verallgemeinerung einer Forderung
nach ihrer grundsätzlichen Seite hin , wohl aber das Verlan -
gen einer schematischen Beobachtung dieses Grundsatzes ohne
Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse , eben dieser Eingriff
i» die Selbstverwaltung .

Es entbehrt nicht eines gewissen pikanten Beigeschmacks ,
daß jetzt gerade aus den Kreisen , die führend im Kampf gegen
die „Schuldenwirtschaft " der Gemeinden waren , Widerspruch
gegen das Drosselungsprogramm erhoben wird . Bekannt
geworden sind namentlich die beiden Denkschriften de»
„Reichsverbandes industrieller Bauunternehmungen " und de»
„Reichsverbandes des deutschen Tiefbaugewerbes " , die auf dip
„verhängnisvollen Folgen der an sich ( ! ? ) begrüßenswerte «



« nb notwendigen Sparmaßnahmen "
, namentlich der Auftrags

sperre bei Kommunen abheben und um die Erteilung wei -
terer Aufträge der öffentlichen Hand nach Maßgabe der ver-
fügbaren Geldmittel ersuchen . Auch die Fachgruppe „ Steine
und Erden " des „Reichsverbandeö der deutschen Industrie "
spricht von dem Befremden über die Begründung der „Auf .
forderung des Deutschen Städtetages zur Entlastung der
kommunalen Finanzen Einschränkungen auf dem Baumarkt
vorzunehmen .

" Wenn man überlegt , daß das Arbeitsgericht
der Wirtschaftsgruppe „Steine und Erden " weitaus den groß-
ten Anteil der kommunalen Geldausgabe und Auftragswirt ,
schaft umfaßt , so kann man die Bedeutung eines derartigen
Antrags für die kommunale Finanzwirtschaft und die Eigen -
ort des Zugeständnisses der Verbände an das Drosselungs -
Programm „an sich"

, d . h. seine Verwirklichung gegenüber
„den Anderen " ermessen .

Es kann nur zu einer gerechten Würdigung kommunaler
Arbeit und zur Bereitwilligkeit dieser Kreise , positiv in der
Kommunalwirtschaft mitzuarbeiten , beitragen , wenn sie jetzt,
allerdings reichlich spät , die Zusammenhänge zwischen der
kommunalen Steuerlast und ihren geschäftlichen Vorteilen er -
kennen , wenn sie sich von einer schlagwortartigen Verurtei -
lung dieser städtischen Wirtschaft abkehren und sich zu einer
verantwortungsbewußten Beurteilung der Stadtwirtschaft ent -
schließen. Mit einem ganz anderen Recht dürfen deshalb die
gewerkschaftlichen Spitzenverbände , so die Christlichen Gewerk¬
schaften u . die Freien Gewerkschaften , sich nicht nur nicht gegen
die Einschränkung des Wohnungsbaues wenden , sondern einen
verstärkten Wohnungsbau fordern , wobei sie auf die mögliche
Wechselwirkung infolge der Baudrosselung hervorgerufener
Steigerung der Wohnungsnot und Ausgabeerhöhung des
Wohlfahrtsgesetzes der Gemeinden hinweisen .

Schon oben ist gesagt worden , daß man dem Zielstrebeu ,
welches dem Drosselungsprogramm zugrunde liegt , grundsätz¬
lich zustimmen muß . Im übrigen wird aber der Einzelfall
der jeweiligen Kommune und derjenige des jeweiligen Vor -
Habens in der Weise die Entscheidung beeinflussen müssen ,
daß Kommunen mit zur Zeit bereits bedenklicher Finanzlage
auf eine rigorose Durchführung des Sparprogramms nicht
werden verzichten können . Die übrigen Kommunen werden
jeweils vor der Ausgabenbewilligung in eine Prüfung dar -
über einzutreten haben , ob die allgemeine Finanzlage eine
Weiterbelastung ohne notwendig werdenden neuen Steuer -
druck vielleicht infolge gestiegener Steuerwerte gestattet , oder
ob die voraussehbaren Vorteile für die einheimische Wirt -
schaft durch Auftragserteilung oder die etwaige Erhöhung des
Steuerdrucks oder den Verzicht auf seine Milderung recht -
fertigen .

Es ist nicht ganz klar zu erkennen , ob die „Begutachtungs -
ausschiisse für kommunale Kredite ", wie sie sich in Bayern
als Gegenstück zum Drosselungsprogramm bereits gebildet
haben und in dem übrigen Deutschland auf Grund der Vor -
schlüge der kommunalen Spitzenverbände in der Bildung be-
griffen sind , unter einem gewissen Druck zustande kamen ,
weil das Menetekel behördlicher Kontrollorgane drohend vor
der Türe stand . Bejahendenfalls hätte man aus der Not eine

»Tugend gemacht und von zwei wohl unvermeidbaren Übeln
das Kleinere gewählt . Das größere Übel wäre nämlich zwei -

Kellas die Reichsaufsicht über die Finanzgebarung der Ge -
■meinden und eine einheitliche Genehmigungsinstanz für kom-
munale Anleihen und Kredite .

Das derartigen Zielen zustrebende Programm der Reichs -
regierung kommt den populären Beschwerden über die an -
gebliche Mißwirtschaft der Kommunen in nicht vertretbarer
Weise entgegen . Wenn der inzwischen zurückgetretene Reichs -
finanzminister erklärt hat , daß die Rechnungsprüfung der
Kommunen durch Einrichtung unabhängiger Instanzen ohne

seien , die sich als eine wirksamere Ausgestaltung gegenüber
den schon vorgesehenen Einrichtungen der kommunalen
Spitzenverbände darstellten , und wenn er schließlich verwal -
tungsrechtlich diese Maßnahmen mit dem Hinweis auf das
Aufsichtsrecht des Staates über die Selbstverwaltung begrün -
det , so ist zu sagen , daß es sich hier nicht um eine Beaufsich¬
tigung der Selbstverwaltung , sondern um einen Eingriff m
und eine Einflußnahme auf diese Selbstverwaltung und um
ihre Unterkuratelstellung handelt .

Die badiscken Staatsdomänen
Ihr Umfang und ihre Bedeutung

E?ne gute Orientierung über die Gestaltung der Staats -
domänen und ihrer weitverzweigten Verwaltung bietet eine
soeben — aus der Feder des leitenden Beamten der Domänen -
abteilung im Finanzministerium , Ministerialrat G . Ullrich ,
stammende Schrift „ Bon den badischen Staatsdomänen " (Ver -
lag Boitze , Karlsruhe . — Broschiert 3 Ml ) .

Darin werden zunächst die Rechtsverhältnisse der Staats¬
domänen behandelt . Diese „sind ausschließlich Eigentum des
badischen Staates "

. Bei ausnahmsweise mit Zustimmung des
Landtags vorgenommenen Veräußerungen muß „der Erlös
zu neuen Erwerbungen verwendet oder der Amortisations¬
kasse zur Verzinsung übergeben werden " . So bestimmt § 35
der badischen Verfassung v . 21 . März 1919 . Bis dahin , d . h . bis
zur Auseinandersetzung mit dem vormal . großh . Hause , waren
•— laut alter Verfassung von 1818 — die Domänen Patri -
monialeigentum des Regenten und seiner Familie . Immerhin
war ein ganzes Jahrhundert lang die Rechtsfrage , vor allem
bezüglich einzelner Kategorien , umstritten , und die Landstände
haben nie die Auffassung gebilligt , als seien die Domänen
Privateigentum des Landesherrn und seiner Familie . Die
Auseinandersetzung mit dem Fürstenhaus , die auf gütlichem
Wege erfolgt ist, hat diesem Rechtsstreit ein allseits begrüßtes
Ende gesetzt. Die in der Verfassung verankerte Sonderstel -
lung , wonach das Domänengrundstocksvermögen nicht in den
Grundstocksvermögen der allgemeinen Staatsverwaltung auf -
gehen darf , entspringt zweifellos der „Erkenntnis von der
Wichtigkeit , die ein großes rentierendes Staatsvermögen und
seine Erträge für den Staatshaushalt , Staatskredit und
Steuerzahler haben .

"
Die Bedeutung der Staatsdomänen erhellt aus der Tat -

fache, daß ihr Wert im Jahre 1926 auf 279 Millionen Reichs -
mark angegeben wird , mithin ein Vielfaches des (übrigen ) Lie-
genschaftsbesitzes der allgemein Staatsverwaltung ist. Die
Verwaltung bezweckt die Herauswirtschaftung einer angemef -
senen Rente „zur Entlastung des Staatshaushaltes und Er »
leichterung der Steuerlast " . Demzufolge beträgt der jähr -
« che Reinertrag zur Zeit durchschnittlich 7,5 Millionen . Neben
der hieraus resultierenden Entlastung der Steuerzahler und
der Verdienst - und Einnahmequelle für zahllose Einzelwirt -
schaften dient dieses rentierende Staatsvermögen als wertvolle
Stütze des Staatskredits , vor allem im Ausland .

Das Moment der Wirtschaftlichkeit der Domänen fetzt eine
gewisse Freiheit in ihrer Verwaltung voraus . Die detaillierte
Jahresrechnnng wird alljährlich vom Landftändischen Ausschuß
geprüft . Die Kapitalien des Domänengrundftocks betrugen zu
Beginn des Jahres 1914 noch 5,1 Millionen Mark (gegen
| 1,3 Millionen 1889 und 9,3 Millionen Ende 1900 ) . Daneben
f .mnb feit 1840 noch eine (aus großen Verkäufen und Ge -
»auablösungen herrührende ) unverzinsliche Schuld der Amorti¬

sation »kaff« an den Domänengrundstock. Dieses Kapital ist aberin den Jahren 1922 nnd 1923 der Inflation zum Opfer ge-
fallen , nachdem es sich bereits 1919 um den Betrag von 7 352 000Marl zur Abfindung des großherzoglichen Hauses vermindert
hatte . Das verzinsliche Guthaben des Domänengrundstocks beider Amortisationskasse stand nach der Stabilisierung 1924 mitrund 20 500 'Mi zu Buch , während das Grundstockkapital am1. April 1929 bereits wieder den Stand von 2 236 192 erreichthat (davon ein Drittel bei der Amortisationskasse angelegt , den
Rest aus gestundeten und allmählich eingehenden Kaufpreisen
bestehend ) . Ferner sind dem Domänengrundstock seit 1924
etwas über 3 Millionen Reichsmark aus Holzverkäufen zu -
gefuhrt worden zwecks Ankauf von Waldungen . Endlich sindin ihn 375 000 Reichsmark Aufwertungsgelder der Stadt Frei »
bürg für Grundstückskauf geflossen.

Die Zinsen all dieser Kapitalien fließen den laufenden
Staatseinnahmen zu und entlasten somit den Etat , was über »
dies durch große Bauaufwendungen aus Domänengrundstocks »
Mitteln geschehen ist. In diesem Zusammenhang sei noch er -
wähnt , daß aus dem Domänenvermögen noch die auf ihm
ruhenden Kompetenzen und Baulasten zugunsten der Kirchen
(aus der Säkularisation der Kirchengüter ) , z . B . 1928 einen
Aufwand von fast 1,4 Millionen Reichsmark erforderten .

Den Hauptertrag liefern die Staatswaldungen , in zweiterLinie die landwirtschaftlichen Domänen . Zum Domänengrund -
stock gehören aber außer vielen Dienst - und anderen Gebäu -
den auch die in Staatsbesitz übergegangenen Schlösser , das
Landestheater , die Kunsthalle in Karlsruhe , Kasernen , die
Staatsbrauerei Rothaus usw .

Die Schrift Ullrichs behandelt all diese Dinge überaus klar
und übersichtlich , geht im einzelnen auf den Ertrag und die
Verpflichtungen des Domänengrundstocks ein und erläutert
ausführlich den Domänenbesitz . Dabei erfährt man , daß der
in Baden liegende Besitz der Domänen 122 177 Hektar beträgt .Darunter rund 21 000 Hektar landwirtschaftliche und 101 000
Hektar forstwirtschaftliche Grundstücke , die sich auf 51 Proz .aller Gemarkungen des Landes verteilen . (Dazu kommen noch330 Hektar forstwirtschaftliche Grundstücke in außerbadischenLändern . Schließlich gehören zum Domänengrundstock nochetwa 2500 Hektar Staatsanteil an der Murgschisferfchaft , einer
Waldbesitzergenossenschaft .)

Etwa vier Fünftel des landwirtschaftlichen Besitzes sind ver -
pachtet (darunter acht Hofgütrr von je über 100 Hektar ) an
zusammen über 28 »09 Pächter . In Selbstbewirtschaftung
stehen u . a . das Hofgut Scheibenhardt bei Karlsruhe und das
30 Hektar umfassende Rebgut bei Meersburg . Die Wiesenwerden in der Hauptsache ebenfalls selbst bewirtschaftet , der
Ertrag versteigert , wovon zirka 10 000 Käufer jährlich Ge -
brauch macheu .

Aus den Domänenwaldungen wird jährlich für zirka16 999 999 Reichsmark Holz verkauft .
Die Selbstbewirtschaftung erfolgt unter Ausnutzung aller

modernen betriebstechnischen Errungenschaften , wobei Pächtern
auf Wunsch auch Maschinen unentgeltlich — lediglich gegen Er -
stattung der Betriebskosten — zur Verfügung gestellt werden .Von umfangreichen Meliorationsarbeiten seien die Umbruch -
Wirtschaft der fast 400 Hektar großen Kollerinsel bei Brühl
sowie die Kultivierung der Torfrieds in Kaltbrunn erwähnt .Die Berwaltung der gesamten Staatsdomänen ist in zehn
gleichmäßig über das Land verteilten Domänenämtern zu -
sammengefaßt , denen ein Respizitat im Finanzministerium
übergeordnet ist. Bemerkenswert ist das Bestreben , theoretischund praktisch ausgebildete Landwirte mit abgeschlossenem Hoch -
schulstudium (Diplomlandwirte ) als Ersatz für ausscheidende
Domänenamtsvorstände zu übernehmen , was bisher in vielen
Fällen geschehen ist. Technisch und kaufmännisch rationell und
mustergültig zu wirtschaften ist überhaupt der Leitgedanke der
Domänenverwaltung ; diesen Eindruck bestärkt ein Besuch der
bewährten Betriebe , oder etwa der W »inbaudomäne in Meers -
bürg und der Staatsbrauerei Rothaus , welche einen Jahres -
ausstoß von über 50 000 Hektoliter Bier aufweist .

Alle Landwirte schließlich seien hingewiesen auf den Schluß -
teil der Schrift , in welchem die Richtlinien über Verpachtungund Verkauf von Domänengut sind . — In ihrer Gesamtheit
bietet die 88 Seiten umfassende Schrift jedem badischen Staats -
bürger willkommenes Orientierungswerk dar , für dessen
äußerst zweckhafte Abfassung dem Verfasser Dank gezollt wer -
den mutz.

ir <eil
Kadens Staatsvoranscdlag kür 1930/31

Wie nicht anders erwartet werden konnte , steht auch der
Staatsvoranschlag für 1939/31 im Zeichen des eisernen Mutz
zum Sparen . Freilich sind beträchtliche Ausgabeposten zwangs -
läufig , so beispielsweise die Besoldungsaufwendungen , die die
Länder infolge der vom Reich getroffenen Matznahmen emp -
findlich mehr belasten . Man versucht , Stellen einzusparen ,
wenn und wo sich irgendwie die Möglichkeit dazu bot . — Bis
jetzt liegt aus den bekannten , in der Regierungserklärung an -
geführten Gründen nur ein Teil des Voranschlages vor . Es
fehlt noch der grotze Komplex der inneren Verwaltung , des
Kultus und Unterrichts , sowie der Finanzen .

Der Etat des Landtages verzeichnet mit rund 700 000 Ml
jährlich einen Mehraufwand von zirka 130 000 Ml gegenüber
der letzten Voranschlagsperiode . Das hängt hauptfächlich mit
der im Sommer vorigen Jahres erfolgten Diätenerhöhung
und mit der größeren Zahl von Abgeordneten (88 statt bis »
her 72 ) zusammen . Insgesamt ist die Aufwandsentschädigung
der Landtagsabgeordneten mit 371000 Ml pro Jahr berechnet
(gegen 273 500 Ml in einem der letzten Etatsjahre ) . Die den
Gemeinden zu ersetzenden Kosten der Landtagswahl am 27.
Oktober 1929 werden voraussichtlich 65—70 000 Jt W betragen .
Ungefähr in gleicher Höhe bewegten sich die Aufwendungen
für die Wahl von 1925.

Der Etat des Staatsministeriums beziffert sich auf 160 220
Reichsmark und hat sich kaum verändert . Die Vertretung
Badens bei der Reichsregierung (Gesandtschaft und die damit
verbundene Wirtschaftsvertretung ) , sowie die Reichsratsbevoll¬
mächtigten erfordern einen Gesamtaufwand von 165 660 KU .
Das Mehr von rund 77 900 Ml entfällt fast ausschließlich
auf den Personaletat . — Der Rechnungshof beansprucht die
Summe von rund 309000 Ml , das ist ein Mehr von zirka
6000 Ml .

In die Millionen geht natürlich der Voranschlag des Justiz -
Ministeriums . Hier beziffern sich im ordentlichen Haushalt die
Jahresausgaben auf 22 668 599 Ml , denen Jahreseinnahmen

tm Betrage voip 13 639 870 Ml gegenüberstehen . Es verbleibtalso e >ne Mehransgabe von jährlich 7 028 630 Ml Die Aus .
?<'

a !röf£ 6cn firf> um runö 1 Million , die Einnahmen um rund
m

M ' ll' onen erhöht . . A ,e Stellenverminderung springt imBereiche der Justiz besonders in die Augen , wobei zu bedcn .>st, dag die Geichafte ganz außerordentlich gestiegen iind87 Planstellen und 54 außerplanmäßige Stellen werden wcnii
'v3m

s
a ola n 3<Ii ,It Justizministerium heute2120 etatsmaßige und 239 außerplanmäßige Beamte■solange der Minister des Kultus und Unterrichts

'
das >u.stizreßort mitverwaltet , erhält er nur ein monatliches Auf .Wendungsgeld von 100 Ml . '

^
V ' ^ elnen Ausgabeposte » sind pro Jahr : Ministerium461 <20 Ml (gegen bisher mehr 9340 Ml ) , Gerichte undStaatsanwaltschaften 19 171 260 Ml (mehr 316 190 M ). Ro »tartaie und Grundbuchämter 2 914 400 Ml (mehr 72 690 Mt )Allgemeine SluSaaben für die Rechnungspflege 2 694 690 Mt

^ rolJlir °
r. Xn) ' Fürsorgeerziehung 1 354 840 Ml (mehr214 380 Ml ) , « trasanstalten 4 695 780 Mt imch'r 32 880 Mi ) ,außerordentliche Belohnungen und Beihilfen 130 580 Ml (tue-

Niger 30 420 Ml ) , Verschiedene und zufällige Ausgaben 245 23g
Reichsmark (mehr 6780 Ml ) . Aus dem Wege des autzerordent .
Iichen Etats werden lediglich 68 000 Ml für dringendste bau »
liche Verbesserungen im Bezirksgefängnis Mannbeim anaefor »dert .

Unter den Einnahmen figurieren die Justizgefälle mit 12,7!Millionen ( mehr 1 325 00Ö Ml ) , Durch ihre Hauswirtschaft ",Arbeitsbetrieb usw . erbringen die Strafanstalten rund 2,3Millionen , die Fürsorgeerziehung 510 000 Ml .

Nadiscder Tandtag
Der Haushaltsausschutz

beschäftigte sich am Dienstag zunächst mit der Deutsches » des
Ministers des Innern über die Bürgschaft des badischen Ttaa -
tes als Erfordernis für die Verschmelzung der lnndwirtschaft .
lichen Genossenschaften in Baden . Der Berichterstatter schlägtvor . daß der Ausschutz die Denkschrift zur Kenntnis nehmen
möge und die Regierung ersuchen solle, einen Gesetzentwursin dem Sinne vorzulegen , daß der badische Staat eine' Bürg ,
schaft für einen etwaigen Aussall aus dem Dubiosenkonto 5
bis zum Betrag von _900 000 'M übernimmt . Bei der Ab»
Wicklung der in die Staatsbürgschaft einbezogenen genossen-
schaftlichen Debitoren sollen möglichst größere Härten vermie -
den werden . Der Minister bemerkte , daß das Reich und die
Preußenkasse erhebliche Zuschüsse leisten werden , wenn die
Verschmelzung zur Durchführung komme . Baden dürfe hier
nicht zurückstehen . Der Landtag möge die Bürgschaft gen eh.
migen .

Nach einer längeren Debatte einigte man sich dahin , daßdie Ausschußsitzungen unterbrochen werden sollen , und an -
schließend den im Hause anwesenden Vertretern der Landwirt -
schaft Gelegenheit gegeben werden solle, Auskunft auf ver »
schiedene Fragen zu erteilen . Die Besprechung mit den Ver .
tretern der Landwirtschaft , die vertraulich war , dauerte etwa

'
2 Stunden .

Der Ausschuß setzt die Beratung am Mittwochvormittaa
9 Uhr fort .

Abbau im Schlotzgartenpersonal
Von zuständiger Seite wird uns geschrieben :
Unter der Überschrift „Beamtenabbau an der falschen Stelle ?"

ist in Karlsruher Zeitungen eine Mitteilung erschienen , die u . a.
von einem in nächster Zeit beabsichtigten größeren Abbau einer
Anzahl von Gärtnern berichtet, die schon seit vielen Jahrenim Dienst der staatlichen Schloßgartenverwaltung Karlsruhe be-
fchäftigt feien . An dieser Mitteilung ist nur richtig , daß in Aus »
ficht genommen ist, einen 25jährigen gelernten Gärtnergehilfen ,der feit etwa zwei Jahren im Karlsruher Schloßgarten beschäftig«
ist, im kommenden Frühjahr zu entlassen. Eine weitere Vermin -
derung des ständigen Personals an Gärtnern findet nicht statt .

Daß die allgemeinen , durch die äußerst gespannte Finanzlage
des Staates gebotenen Sparmaßnahmen , die sich auf alle Zweige
der Staatsverwaltung erstrecken , auch die staatlichen Schloßgarten ,
verwalwngen berühren müssen, ist selbstverständlich und bedarf
keiner weiteren Begründung .

Aus der badiscden Landwirtschaft
Zum 4. Bauerntag in Rastatt

wird uns geschrieben :
Der Mittelbadische Baueruiag am kommenden Sonntagnach -

mittag in der Karl - Franz - Halle in Rastatt verspricht ein Ereig -
nis allererster Art zu werden für die gesamte Landwirtschaft -
und für alle Kreise , die mit den Bauern in Fühlung stehen .

Reichsernährungsminister Dr. Dietrich wird über die Notlage
des Bauern sprechen und dabei aus seinen eigenen Kenntnissen
des badischen Bauernstandes heraus und gleichzeitig von der
hohen Warte des Staatsmannes aus die verschiedenen Mög -
lichkeiten zur Besserung unserer Lage beleuchten . Auch der
Vortrag von Präsident Keidel , dem Führer des geeinten Genof -
senschaftswefens in Baden , kann das ungeteilte Interesse aller
Kreise beanspruchen . Zwar hat das landwirtschaftliche Genos -
fenschaftswefen in Baden während des letzten Jahrzehnt man -
chen Stoß erlitten , aber diese Stöße haben etwas gebracht , was
sonst wohl nie möglich gewesen wäre : Die wirtschaftliche Eini -
gung der badischen Bauern über alle Hemmnisse der Konfession
und der Politik hinweg , und das ist heute viel, sehr viel ! Wie
sich das geeinigte Genossenschaftswesen auswirkt , das wird die
Praxis der Absatzregelung der nächsten Jahre erweisen . Heute
schon das zu übersehen , dürfte nur wenigen und darunter in
erster Linie dem Präsidenten Keidel möglich sein.

Die Leitung des Bauerntages ist bestrebt unter Ausschaltung
aller parteipolitischen Momente alle die Fragen zur Sprache
zu bringen , die die mittelbadische Landwirtschaft vor allem an -
gehen und bei denen eine Hilfe vor allem erforderlich ist.

*
DaS Tabakgeschäft im Kraichgau. Aus dem Kraichgau wird

berichtet : Durch die Änderung des Tabaksteuergesetzes und der
Entschädigung von 40 Reichsmark für jeden verarbeiteten Zentner
inländischen Tabaks ist der im Dezember eingestellte Verkauf der
1929er Ernte lebhaft in Fluß gekommen . Die Pflanzer unseres
Bezirks haben wohl den meisten Tabak nunmehr verkauft und
wieder Bargeld eingenommen , um den dringlichsten Verpflichtun»
gen nachzukommen . Allerdings haben trotzdem manche Orte nur
einen schr minimalen Preis erzielt. So wurden in Forst durch
Brinkmann (Bremen ) pro Zentner nur 35—37 Reichsmark be-
zahlt , während Ubstadt bei I . K. Marx (Bruchsal) 48 Reichsmart
erzielte , und Langenbrücken 43 Reichsmark, mit 17 Prozent Zu -
schlag. Hier liegt der beste Beweis darin, daß die Tabakpslanzer
(wie auch die. Rebpflanzer ) vor allem Oualitätsbau treiben müf-
fen , dann sind neben Verminderung der Anbaufläche auch be-
friedigende Preise zu erzielen .

*
Gärtnerischer Bersuchsring, Mannheim. In der Sitzung vom

20. Januar der Bezirksgruppe Mannheim des Landesverbandes
Badischer Gartenbaubetriebe wurde die Gründung eines gärt »
nerifchen Verfuchsrings beschlossen, der die Aufgabe hat, Standard -
marken in Gemüse und Schnittblumen im Kreise Mannheim auf -
ustellen und den Gemüsebau durch Heranzucht von Samen zu
ördern .
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Abbruch von Mestuttgswlrken in Kehl
Am heutigen Mitllvoch beginnen die Entfesiiguiigsarbei !en am

Brückenkopf Keh !. Nach den Bestimmungen des Versailler Ver-
träges hat Deutschland mit Rucksicht auf die bevorstehende Räu -

ung durch die französische Besatzung im Laufe dieses Jahres
von den Franzosen inzwischen geräumten Besestigungsiverke

. zerstören . Mit der Niederlegung des zwischen Sundheim und
„ euntüfjl gelegenen Stützpunktes an der Kinzig ist heute begon-
nett worden . Die weiteren Befestigungswerke gelangen gleichfalls
ut den nächsten Wochen zur Niederlegung, abgesehen von den
Werken, die bis zur endgültigen Regelung noch von den Franzosen
besetzt gehalten werden.

Das neue Bode «see-Kraftwage » fährschiff
Das zweite Bodensee -Kraftwagenfährschiff der Itadt Kon -

stanz ist im Rohbau fertiggestellt und vom Stapel gelaufen .
SS ist 42 Meter lang , 10,4 Meter breit und hat einen Tief «
gang von 1,15 Meter . Das Schiff ist mit zwei kompressor-
losen SchiffS -Dieselmotoren ausgerüstet , die mit zusammen
860 PS eine stündliche Fahrgeschwindigkeit von 16,5 Kilo¬
metern ermöglichen . Die direkt umsteuerbaren Motoren trei .
ben je zwei Schrauben an jedem Schiffsende . Die Licht -
anlage des Schiffes wird durch ein besonderes Erzeuger -
«taschinenaggregat bedient , und die Signalanlage besteht außer
« us einem modernen Maschinentelegraphen noch aus einer
Sprachrohranlage für Notfälle . Wesentlich verändert gegen -
über denen des ersten Fährschiffs sind die Deckaufbauten , die
dem stark anwachsenden Personenverkehr ( 1929 — 360 000
Personen ) Rechnung tragen . Das Hauptdeck , auf dem die
Fahrzeuge Platz finden , ist überdacht von einem Oberdeck, das
einen geschlossenen Fahrgastraum und zwei Steuerhäuser
trägt . Ferner befindet sich unter dem Hauptdeck je eine Per .
sonenkabine an jedem Schisfsende . Seitlich eingebaut sind
die Toiletten , Mannschaftsräume , der Fahrkarten - und der
Fahrradraum . Der Schiffsraum enthält fünf Schotten , und
eine starke Lenzeinrichtung sorgt für Sicherheit in allen Fäl -
len . Das im ganzen technisch neuartige Schiff wird im Früh -
jähr in Dienst gestellt , womit dann eine halbstündige Fähre -
Ver bindung Konstanz -Meersburg erreicht wird .

Aus der Aandeskauptsludt
Der Unterhaltungsabend deS Vereins Karlsruher Presse , der

am Samstag , dem 1 . Februar , in den Festräumen des Schloß -
Hotels abgehalten wird , bringt an besonderen Darbietungen
ti. a. verschiedene Solotänze , getanzt von den beiden Solo -
tänzerinnen am hiesigen Landestheater , Fräulein Emma Lack-
ner und Marga Bach, und dem Mitglied des Ballettkorps ,
Fräulein Marta Huber . Tie Besucher des von Chefredakteur
Amend als Festkommissar geleiteten Abends dürfen sich , wie
heute schon versichert werden kann, auf sehr hübsche und aparte
Tanzdarbietungen freuen . Auch die Kostüme werden nach
allem , was verlautet , sehr originell sein . Weiter wird Tanz -

Lehrer Großkopf mit seiner Frau die Mitglieder und Gäste des
.Vereins mit den neuesten Gesellschaftstänzen dieses Winters
bekannt machen. Die Musik stellt die als hervorragend be -
kannte Kapelle Schäfer , so daß nach jeder Richtung hin für
einen wirklich unterhaltenden Festabend gesorgt ist . Wie schon
in unserer ersten Mitteilung gesagt, können neben den Mit -
gliedern auch Gäste in beschränkter Zahl zu diesem Unterhal -
tungsabend Zutritt finden , wenn sie durch ein Mitglied des
Vereins eingeführt werden . Die Anmeldungen sind tunlichst
bald an den Schriftführer von Seckendorf, Badischer
Handelshof , zu richten , da die Teilnehm >-rliste bei Erreichung
der zulässigen Höchstzahl abgeschlossen werden muß .

Vom „Badener - Heimattag Karlsruhe 1930"'. Als Auftakt
zum Welttreffen der Badener wird am Freitag , dem 11 . Juli ,
abends halb 9 Uhr, im großen Saale der städtischen Festhalle in
Karlsruhe ein feierlicher Eröffnungsakt stattfinden . Hierfür sind
Begrüßungsansprachen des badischen Staatspräsidenten , Vorsit -
zenden des Ehrenausschusses für den Heimattag , des Oberbürger -
meijters der badischen Landeshauptstadt und einiger anderer pro-
minenter Persönlichkeiten vorgesehen, sowie Orchestervorträge des
Badischen Landestheaterorchesters . Gleichzeitig wird auch der Kon-
greß der führenden Badener in Wissenschaft, Kunst und Wirt -
schast eröffnet .

Wetternachrichtendienst der Badischen Landeswetterwarte, Karls -ruhe. Der hohe Druck über Osteuropa hat sich weiter verstärktund leistet der über England und dem Westatlantik kräftig strö-Menden Warmluft erfolgreichen Widerstand. Wir werden daherauch morgen unter dem Einfluß des jetzt im Osten liegendenhohen Druckes die bisherige Witterung behalten. — WettrrauS-sichten : Fortdauer der meist heiteren und trockenen Witterung,Nachtfröste und vielfach Morgennebel, tagsüber mild.

Gemeinderundsctiau
Zur Bürgermeisterwahl in Baden - Baden

Durch die Wahl des früheren Bürgermeisters Elfner zumOberbürgermeister ist bekanntlich der Bürgermeisterposten inBaden -Baden verwaist . Der Stadtrat hat sich dieser Tage mit16 gegen 4 Stimmen der Sozialdemokraten bei Stimmenthal -tung der Deutschen Volkspartei für den vom Zentrum vorge -schlagenen früheren Bürgermeister von Ettlingen , Potyka , aus -gesprochen . Die Sozialdemokraten begründeten ihre Ablehnungmit Sparsamkeitsgründen , erklärten aber , gegen den Kandida -ten an und für sich keine Einwendungen zu haben . Es ist an -zunehmen , daß der auf den 30. Januar einberufene Bürger -ausschuß sich hinter die Wahl Potykas zum Stadtrat stellenwird .
Wir erfahren von zuverlässiger Seite , daß die Stelle desBürgermeisters in Baden -Baden in erster Linie auch dem Re -gierungsrat Mathäus Kühn im Ministerium des Innern ange -boten war . Dieser ist jedoch der ehrenvollen Berufung nicht ge-folgt . Es ist erfreulich , daß damit die große Arbeitskraft undumfassenden Kenntnisse dieses Beamten der badischen innerenVerwaltung erhalten geblieben sind .

bld. Titisee , 22 . Jan . Durch die Presse geht in letzter Zeiteine Notiz , wonach zur Beratung für die Gründung derSchluchseesperre eine schwedische Kommissi»» hinzugezogen wor .den sei . Wie uns von berufener Seite mitgeteilt wird, ist dieMeldung unrichtig , auch das Gerücht, daß bei Fundamentaus -Hub eine Sandschicht angefahren worden sei. Tatsache ist, daßzur Erkundung des Felsuntergrundes der Sperre eine Bohr -firma aus Schweden , die bereits zur Feststellung der Unter -grundverhältnisse von Sperren in der Schweiz und in Vorarl -verg wegen ihrer Erfahrungen in Tiefbohrungen im Granitherangezogen wurde, auch in der Schluchseesperre Tiefboh -rungen ausführt .

Dandel und Mirtsckatt
Berliner Devisennotierunaen

Bürgermeisterwahlen . In Königsbach wurde der seitherigeBürgermeister Weiler mit 250 von 263 abgegebenen Stimmenwiedergewählt . — In Eschbach (Amt Staufens wurde Landwirtund Dreschgenoffenschaftsrechner Adolf Maier , der als ein -ziger Kandidat ausgestellt worden war , gewählt .Kein öffentliches Schlachthaus »n Furtwangen . Die Frageder Errichtung eines öffentlichen Schlachthauses in Furtwan -gen , die vom Bezirkstierarzt beim Bezirksamt Donaueschin -gen angeregt wurde , ist nunmehr entschieden worden . MitRücksicht aus die finanziellen Verhältnisse kann der Schaffungeines Schlachthofes in absehbarer Zeit nicht nähergetretenwerden . Die Frage ist auch nicht mehr so dringend wiefrüher , da jetzt sämtliche selbständigen Metzger Kühlanlagenhaben
Der Bürgerausschuh Säckingcn genehmigte den zur Er -Weiterung des Ferngasleitungsnetzes auf der schweizerischenSeite in Stein notwendigen Kredit von 18000 Wl , der voneiner schweizerischen Bank zu 6 Proz . zur Verfügung gestelltwird . Die Verhandlungen mit dem Landesfinanzamt , fürdie Errichtung eines Wohngebäudes für den Vorstand statt660 Quadratmeter 800 Quadratmeter kostenlos zur Verfü -gung zu stellen und sich noch an den Forderungskosten von4000 ÖW. zu beteiligen , machten große Schwierigkeiten , weilman diese Forderung des Landesfinanzamts für viel zu hochhielt . Nach langem Für und Wider wurde der Punkt schließ-lich mit 43 Ja gegen 14 Nein angenommen .

Der Bürgerausschuß Billingen genehmigte den Erwerb des
Krankenhauses durch die Stadt vom Spitalfonds um denPreis von 200 000 'Jl )l sowie den Kauf eines weiteren An -Wesens um 50 000 JM einstimmig . Genehmigung fandenweiterhin der Erlaß einer neuen GasbezugSordnnng sowieder Ankauf des früheren Hollerith -Fabrikanwesens um rund79 000 m , in welchem die städtische Höhere Handelsschuleund eine Turnhalle untergebracht werden sollen . Zurück -
gestellt wurde der Erlaß einer neuen Wasserbezugsordnungzur Erniedrigung der Pauschalgebühren und zur Prüfung der
allgemeinen Einführung von Wassermessern . Ebenso wurde
zur besonderen Rentabilitätsberechnurv ^ -der Bau einer Meß »
platzhalle zurückgestellt , welche mit dem nötigen Zubehör aufüber 27 000 Ml zu stehen kommen würde .
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20 .387
4. 1885
16.455
80 .93
58.90

• 12.387

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen 100 Kr -
Italien . . 100 L-
London . . 1 Pfd .
New Aork . 1 D -
Paris . . 100 Fr .
Schweiz . 100 Fr .
Wien 100 Schilling
Prag . . . 100 Kr .

Die Mitteldeutsche Bodenkreditanstalt Berlin -Greiz wird
Hausbesitzerbank

Die dem Deutschen Verband für Hausbesitzer -Unterneh -mungen angehörende Berliner Bank für Handel ut^ >Grundbesitz AG . hat ihre Aktienmajorität erworben . In Badengehört diesem Verband die Lande ^ ank für Haus - und Grund -besitz e . G . m . b . H . mit ihren Zweigstellen in Mannheim ,Pforzheim , Freiburg , Sinsheim a . d. Elf . und Kehl a . Rh . an .Es ist anzunehmen , daß der Ankauf der Aktienmajorität alsVorsorge für die Ilmschuldung der Aufwertungshypotheken fürdie organisierten Hausbesitzer im Jahre 1932 getätigt wordenist, nachdem die Bemühungen des Zentralverbandes DeutscherHaus - und Grundbesitzervereine e. V ., in Amerika eine An¬leihe aufzunehmen , bis heute nicht von Erfolg fein konnten .Bekanntlich sind in dem genannten Verbände neben den Haus -besitzerbanken auch mehrere Versicherungsgesellschaften zusam¬mengeschlossen . Die Angliederung auch eines Hypothekeninsti -tuts zeigt , daß hier in planmäßiger Weise für den Hausbesitzund den Mittelstand Selbsthilfemaßnahmen getroffen werden .Die Hausbesitzerbanken in Deutschland stehen durchweg aufgesunder Grundlage . Die Landesbank für Haus - und Grund -besitz e. G . m . b . H . in Baden wird auch für das Jahr 1929einen günstigen Jahresabschluß vorlegen können. Die reinenSpareinlagen haben im vergangenen Jahre bei diesem Institutum rund 1K Millionen Reichsmark zugenommen . Auch fürdas Jahr 1929 wird voraussichtlich eine Dividende von 10 Proz .zur Verteilung gelangen .
Die 5prozentige Anleihe der Kraftwerke Ryburg -Schwörstadt inRheinfelden (Schweiz) von 1929 in Höhe von 30 Millionen

Schweizerfranken ist, wie aus Zürich gemeldet wird, durch die ein-
gegangenen Zeichnungen gedeckt. Der Betrag dient zur Auf-
bringung weiterer Mittel für die im Bau befindlichen großenKraftwerkanlagen bei Schwörstadt, an denen bekanntlich auch deut-
sches Kapital und der badische Staat durch das Badenwerk in er-
heblichem Ausmaße beteiligt sind .

Der Privatdiskont ist , wie aus Berlin gemeldet wird , fürbeide Sichten um je ' /» Proz . auf 6 ' /» Proz . ermäßigt wor-den.
Der Aktienindex vom 13. Januar bis 18. Januar 1930 . Dervom Statistischen Reichsamt errechnete Aktienindex ( 1924/26= 100) stellt sich für die Woche vom 13. bis 18. Januar 1930auf 123,2 gegenüber 117,8 der Vorwoche, und zwar in derGruppe Bergbau und Schwerindustrie auf 121,0 ( 116,7) , inder Gruppe verarbeitende Industrie auf 112,5 (106,8) und inder Gruppe Handel und Verkehr auf 141,4 (135,8) .

unser Inuentur - Uerkaul
im Schuhladen Herrenstr .14
endet am Samstag , den 25 . lanuar
Wir bitten, möglichst die Vormittagsstunden zum Einkauf
zu benützten, damit Sie gut bedient werden können

©5

LebensbedOrfnlsverein

Lebensbedürfnisverein
Eierpreis - Abschlag t

Schwere Italiener -Eier !£ £*» 1 5Rpf.
Rumän . Kühlhaus - Eier 13Rpf-

Ferner empfehlen wir : Kl ?4

Goldgelbe Bücklinge Pfd . 40Rpf.
Abga be nur an Mitgliederl

Möbel Speisezimmer
Herrenzimmer
Schlafzimmer
Küchen
einzelneKöbelstiicke

iu bekannt großet Auswahl im Möbelhaus

aierWeinheimer
Karlsruhe Zahlungserleichterung. Kronenstr .32

Kein Laden , daher billigste Preise 940

Täglich 8 Uhr
Sonntags 3 '/a Uhr u. 8 Uhr

6liuer
'

s loyal
Midgil

'
s -Täeater

Die kleinsten Menschen
der Welt

Aufler dem das grolle
Varieteprogramm von

Weltruf

PORPHyRWERK
DOSSENHEIM

HANS VATTER
OOSSfNHllMt &B(RGSTO

LIEFERTAUSSCHIOSS' U

HECKENMARKBRUCH

ERSTKLASSIGES

STRßSSENBRU *

MATERIAL

Wir suchen
verkauft . Häuser

jeder Art zwecks Unterbreit,
an Kaufinteressenten. Nur
Angebote von Selbsteigen¬
tümern erwünscht an den
8 .121 Verlag
Haus - u . Grundbesitz
Frankfurt a . M., Zeil 51 .

Dic Bahnhofwirischast
Breisach wird auf 1. Juli
1930 neu vergeben . Auf
Prozente vom Umsatz
(Roheinnahme ) lautende
und eine feste Jahresmin -
destpacht zusichernde Pacht-
cmgebote sind mit Nach -
weisen über Befähigung .
Leumund u . Vermögens -
Verhältnisse mit Aufschrift
„Pacht Bahnhofwirtschaft
Breisach ", verschlossen, bis
längstens 12. 2. 1930, 10
Ahr, an das Reichsbahn -
betriebsamt Freiburg ein-
zureichen. Pächterwohnung
vorhanden ; ihr Mietwert
ist im Pachtzins nicht in -
begriffen . Pachtbedingun -
gen können beim Reichs-
bahnbetriesamt Freiburg
sBreisgaui eingesehen od .
gegen 1 J&tT*

erhoben wer¬
den . Zuschlagsfrist 12 Ta -
ge . Bis zum Ablauf dieser
Frist bleiben Bewerber an
das Angebot gebunden .

Freie Auswahl unter den
Bewerbern od . die Zurück »
Weisung sämtlicher Ange -
böte vorbehalten . Person -
liche Vorstellung bei der
Reichsbahndirektion nur
nach Aufforderung . O .62

Karlsruhe , 20. 1 . 1930.
Deutsche Neichsbahn -Ge -
sellschllft, Reichsbahndirek -

tion Karlsruhe .

Q .63. Karlsruhe . Uber
das Vermögen des Bad .
Kraftfahrzeng - Spar - und
Kreditvereins , e. G . m . b .
H. in Karlsruhe , Amalien -
stratze 85, wurde heute ,
nachmittags 4 Uhr , Kon -
kurs eröffnet . Konkursver -
Walter ist Rechtsanwalt
Emil Müller , hier , Stepha -
uienstr . SS. Konkursforde -
rungen sind bis zum 20.
Februar 1930 beim Ge -
richte anzumelden . Termin
zur Wahl eine ? Verwal¬
ters , eines Gläubigeraus¬
schusses, zur Entschließung
über die in § 132 der Kon -
kursordnung bezeichneten
Gegenstände ist am Frei -
tag , den 14. Februar 1930,
vormittags Hll Uhr , und
zur Prüfung der angemel -
deten Forderungen am :
Freitag , den 28. Februar
1930, vormittags KU Uhr,
vor dem AmtsgerichtKarls -
ruhe , Akademiestr . 8, 3 .
Stock , Zimmer Nr. 252.
Wer Gegenstände der Kon-
kursmasie besitzt oder zur
Masse etwas schuldet, darf
nichts mehr an den Ge -
meinschuldner leisten . Der
Besitz der Sache und ein
Anspruch auf abgesonderte
Befriedigung daraus ist
dem Konkursverwalter bis
20. Februar 1930 anzuzei -
gen .

Karlsruhe . 20. 1. 1930.
Geschäftsstelle des Amts -

gerichts A I .

BaiWs Lanbestheater
Donnerstag , 23 . Jan . 193C
* D 14. <Donnerstagmiete >
Th .-Gem . 2. S .-Gr . und

1501—1550

Wel und UM
Märchenspiel

von Humperdinck
Dirigent : Schwarz

Regie : Dr . Landgrebe
Mitwirkende :

Blank , Fischbach, Kallab ,
Seiberlich , Winter , Lauf »

kötter , Löser .

Hieraus

imm
(Der Nußknacker)
Von Tschaikowsky

Dirigent : Schwarz
Choreographische Leitung ;

Fürstenau
Mitwirkende :

DaS Ballett , die Fachschule
für Tanz , die Kinder-

ballettschule.

Anfang 19-/, Ende 22
Preise c Q.—TXS )

Freitag , 24 . Jan . : Faust
II . Teil . Sa ., 25 . Januar :
Neu einstudiert : Torquato
Tasso . So .,26 . Jan . : Nach«
mittags : Die andere
Seite. Abends: Figaro»
Hochzeit. Im Konzerth.:
Zum erstenmal : . . . Vater

sei» dagegen sehr.
Mo .,27 .Jan . : S .Stnfonie -

kvnzert.
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